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         Köln, den 20.12.2004

Das neue SGB XII – Aktueller Sachstand der Änderungs- und Ausführungsgesetzgebung
Zum 01.01.2005 treten das SGB XII und das SGB II in Kraft. Die Verwaltung hat dem Sozialausschuss der 11. Landschaftsversammlung in seiner Sitzung am 28.04.2004 umfassend zu den Inhalten insbesondere des SGB XII, den Änderungen gegenüber dem BSHG und den damit verbundenen Auswirkungen auf den Landschaftsverband Rheinland berichtet. Diese Vorlage (11/722 LA) ist beigefügt.

Der folgende Bericht stellt die gesetzlichen Änderungen und Klarstellungen des SGB XII dar, die noch im Jahre 2004 beschlossen bzw. im Gesetzgebungsverfahren auf den Weg gebracht worden sind. 
Bezüglich der Auswirkungen des SGB II auf die Arbeitsmarktsituation für Menschen mit Behinderungen wird auf die Vorlage 12/107 verwiesen.         
I.

Der Bundesrat hat am 05.11.2004 dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch zugestimmt. Das Gesetz vom 09.12. wurde am 14.12.2004 verkündet. Das Gesetz enthält Veränderungen und Klarstellungen des künftigen SGB XII, die zum Teil seitens der Sozialhilfeträger gefordert waren. Daneben wurden aber auch Änderungen vorgenommen, die aus Sicht der Sozialhilfeträger wenig praxisnah sind.
§ 35 SGB XII bestimmt aus welchen Elementen sich der notwendige Lebensunterhalt in Einrichtungen zusammen setzt, ohne aber festzulegen wie dieser rechnerisch zu ermitteln ist. Der Gesetzgeber hat sich dazu entschieden, den notwendigen Lebensunterhalt entsprechend dem Umfang der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung zu definieren (§§ 41 ff. SGB XII). § 35 Abs. 1 wurde um einen entsprechenden Satz 2 ergänzt. 

Diese Regelung ist zu begrüßen, da sie den Kostenträgern einen eindeutigen Maßstab gibt und eine Vielzahl unterschiedlicher Berechnungsmodelle vermeidet. 

Mit den neu eingefügten § 35 Abs. 3 – 5 hat der Gesetzgeber für Sozialhilfeempfänger in Einrichtungen eine – leider sehr bürokratische - Regelung zur Abwicklung der krankenversicherungsrechtlichen Zuzahlungen getroffen. Es ist folgendes Verfahren vorgesehen:

Der Sozialhilfeträger übernimmt für die Leistungsberechtigten die von ihnen bis zur Belastungsgrenze (§ 62 SGB V) zu leistenden Zuzahlungen in Form eines ergänzenden Darlehens, soweit die Leistungsberechtigten nicht widersprechen. Der Sozialhilfeträger leistet die Zuzahlung unmittelbar an die Krankenkasse. Über den Träger der Sozialhilfe (bzw. im Jahr 2005 direkt an die Leistungsberechtigten) erteilt die Krankenkasse dann die Zuzahlungsbescheinigung. Der neue § 37 Abs. 2 SGB XII bestimmt, dass die Rückzahlung dieser Darlehen in gleichen Teilbeträgen über das ganze Kalenderjahr zu erfolgen hat. Diese Rückzahlung kann mangels anderweitigen Einkommens der Leistungsberechtigten nur im Zuge einer monatlichen Verrechnung mit dem Barbetrag erfolgen. Dies bedeutet, dass ein verringerter Barbetrag ausgezahlt wird. (Die Zuzahlungen werden sich für diesen Personenkreis auf 82,80 € bzw. 41,40 € bei chronisch Kranken Menschen belaufen, so dass monatliche Einbehaltungen vom Barbetrag in Höhe von 6,90 € bzw. 3,45 € anfallen werden). 
Eine pauschale Anwendung der Darlehensregelung wie auch eine vorherige Abfrage aller Hilfeempfänger, ob sie das Darlehen in Anspruch nehmen möchten, ist nicht praktikabel.  Von mehreren Einrichtungen kam der Hinweis, dass man für die Bewohner im Laufe des Jahres 2004 Rücklagen gebildet habe, aus denen die Zuzahlungen Anfang 2005 geleistet werden sollen. Dieser Weg steht nach wie vor offen. Es gibt keine Verpflichtung der Leistungsempfänger, ein Darlehen in Anspruch zu nehmen. Dementsprechend scheidet auch eine automatische Bewilligung aus.                                   
Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziales hat eine Handlungsempfehlung in mehreren Teilschritten erstellt, die jedoch die Ermittlung des Willens des Leistungsberechtigten und die Abfrage eines evtl. Widerspruchs gegen die Darlehensregelung erst im vorletzten Schritt vorsieht. Sinnvoller ist es, bereits zu Beginn zu ermitteln, wer den Weg über das Darlehen gehen möchte. Daher werden die Einrichtungen aufgefordert, gebündelt für die Bewohner, welche das Darlehen in Anspruch nehmen möchten, einen entsprechenden Antrag an den LVR zu stellen. Die Personen, die weiterhin aus eigenen Mitteln zahlen können und wollen, bleiben somit von Beginn an außen vor.  
In den Fällen, in denen der LVR keine Informationen hat, werden die Betroffenen – über die Einrichtungen – angeschrieben und gefragt, ob sei einer Darlehensgewährung widersprechen.     
In § 82 SGB XII, der Regelung zum Einkommenseinsatz, ist ein neuer Abs. 4 eingefügt worden, demzufolge bei Lebenspartnern, bei denen sich eine Person in (teil)stationärer Betreuung befindet, zu den Lebensunterhaltskosten in der Einrichtung nur häusliche Ersparnisse beizutragen sind. Nur soweit der Hilfeempfänger keinen anderen überwiegend zu unterhalten hat, kann darüber hinaus der Einsatz des Einkommens zum in der Einrichtung gewährten Lebensunterhalt gefordert werden. Damit wird die bisherige Regelung des § 85 Abs. 1 Nr. 3 BSHG wortgleich auch für die Hilfe zum Lebensunterhalt übernommen, so dass sich keine Änderungen gegenüber der bisherigen Bewilligungspraxis ergeben. 

Hintergrund ist, dass erst durch Musterberechnungen klar wurde, in welchem Umfang diese Lebensgemeinschaften nach dem SGB XII künftig in Anspruch genommen würden. Der Gesetzgeber hat damit klargestellt, dass eine Verschärfung der Inanspruchnahme solcher Bedarfsgemeinschaften nicht beabsichtigt war. 

Neu ist ferner die Bestandsschutzregelung für die Empfänger eines Zusatzbarbetrages, § 133 a SGB XII. Dieser legt fest, dass die Personen, die am 31.12.2004 einen Anspruch auf einen Zusatzbarbetrag nach § 21 Abs. 3 Satz 4 BSHG haben, diese Leistung in der für den vollen Kalendermonat Dezember 2004 festgestellten Höhe weiter erhalten. Diese Regelung, die von der BAGüS im Vorfeld leider vergeblich angegriffen wurde, führt dazu, dass in den Einrichtungen auf Jahrzehnte hinaus eine Zweiklassengesellschaft bestehen wird. Bei nahtlosem Einrichtungswechsel bleibt der Anspruch erhalten. Er bleibt auch dann in der festgesetzten Höhe erhalten, wenn das Einkommen des Hilfeempfängers absinkt und er nach bisherigem Recht eine entsprechende Absenkung seines Zusatzbarbetrages hinnehmen müsste. Nach dem Votum der BAGüS auf ihrer Mitgliederversammlung vom 22.-24.11.2004 soll  auch bei gänzlichem Wegfall des Einkommens dieser Betrag weiter gezahlt werden. 
Eine weitere Folge dieser Bestandsschutzregelung ist, dass die für die Kommunen im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens Ende 2003 in Aussicht gestellten Minderausgaben in Höhe von rund 120 Mio. € hinfällig sind.           
II.

Am 05.11.2004 hat der Bundesrat den Entwurf eines Gesetzes zur Vereinfachung der Verwaltungsverfahren im Sozialrecht (Verwaltungsvereinfachungsgesetz) beschlossen. Diese Gesetzesinitiative geht nun zur weiteren Beratung an den Bundestag. Mit einem Gesetzesbeschluss ist in diesem Jahr nicht mehr zu rechnen. 

Dieser Entwurf sieht Änderungen teils redaktioneller, teils inhaltlicher Art in fast allen Büchern des SGB vor. Für den Bereich des SGB XII enthält er einen Teil der redaktionellen Klarstellungen, die im Laufe des Jahres seitens der Anwender des Gesetzes gefordert worden waren und nicht zu kritisieren sind. Von einem reinen Korrekturgesetz war mit Blick auf diese Gesetzesinitiative abgesehen worden. Ziel war, in einem größeren Gesetzeswerk alle Änderungen der Sozialgesetzbücher zu bündeln. Die BAGüS hat sich auf ihrer Mitgliederversammlung am 23./24.11.2004 mit dem Entwurf befasst. 

In der Beschlussfassung des Bundesrates ist vorgesehen, Leistungsberechtigte, die in stationären Einrichtungen betreut werden, vom Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung gemäß §§ 41 ff. SGB XII im Alter und bei Erwerbsminderung generell auszuschließen. Dies hätte zur Folge, dass dieser Personenkreis nur Leistungen zum Lebensunterhalt und Eingliederungshilfe erhalten würde. 

Der Entwurf wurde am 25.11.2004 in den Bundestag eingebracht und ohne weitere Beratung an den zuständigen Ausschuss für Soziales und Gesundheit überwiesen. Dort wurde in der Sitzung vom 01.12.2004 beschlossen, am 15.12.2004 eine öffentliche Anhörung durchzuführen. In der Bundestagsdrucksache (15/4228) lehnt die Bundesregierung jedoch das Vorhaben, Leistungsberechtigte in Einrichtungen von der Grundsicherung auszuschließen, mit dem Hinweis ab, dass dies keinerlei Verwaltungsvereinfachung bedeuten würde. 

Ob der Anspruch auf Grundsicherung für diese Personengruppe mit dem Verwaltungsvereinfachungsgesetz gestrichen wird oder nicht, ist somit noch offen. Nach Auskunft des Ausschussbetreuers wird der Ausschuss im Januar eine Beschlussempfehlung abgeben, so dass frühestens Ende Januar das Gesetz in 2. und 3 . Lesung im Bundestag beschlossen werden könnte.      

III.

Das Land Bayern hat am 05.11.2004 in den Bundesrat den Entwurf eines Gesetzes zur Entlastung der Kommunen im sozialen Bereich (Kostenentlastungsgesetz – KEG) eingebracht. Der Verband der bayrischen Bezirke hatte mit Berichtsvorlage im vergangenen Arbeitsausschuss der Höheren Kommunalverbände über diese Gesetzesinitiative informiert. Ziel ist es, bundesweit jährlich bei der Jugendhilfe 250 Mio. € und bei der Sozialhilfe 300 Mio. € einzusparen. Ein wesentlicher Aspekt dieses Entwurfs ist die generelle Einführung einer so genannten Finanzkraftklausel, wie sie bereits im Vorfeld des SGB XII seitens der BAGüS für die Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen (ohne Erfolg) gefordert worden war. Außerdem ist vorgesehen, die Festlegung der Regelsätze wieder ausschließlich den Ländern zu übertragen. 

Die Kritiker des Entwurfs argumentieren damit, dass er mit dem Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes unvereinbar sei, da die Unterstützung für Menschen mit Behinderungen davon abhängig gemacht werde, ob ausreichende Finanzmittel vorhanden sind.     
Das weitere Gesetzgebungsverfahren bleibt abzuwarten
IV.
Am 17.11.2004 führte der federführende Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landtages NW eine Anhörung zum geplanten Landesausführungsgesetz zum SGB XII durch. Mit Schreiben vom 01.09.2004 hatten die beiden Landschaftsverbände bereits Gelegenheit, gegenüber dem Ministerium zum Entwurf des Gesetzes Stellung zu nehmen. Änderungsbedarf bestand nicht. An der bisherigen Zuständigkeitsverteilung zwischen örtlichen und überörtlichen Trägern wird sich in NRW auch mit dem neuen AG – SGB XII und der darauf basierenden Ausführungsverordnung nichts ändern.  

Die Verwaltung wird über die weitere Entwicklung berichten.
H o f f m a n n – B a d a c h e 

